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I. Bundesgesetzblatt  
 
BGBl II 150/2013 

Verordnung des Bundeskanzlers, mit der die Datenschutzangemessenheits-Verordnung – DSAV geändert wird (DSAV-
Novelle 2013) 

 

BGBl II 153/2013 

Verordnung des Bundesministers für Gesundheit, mit der die Lebensmittelgutachterverordnung geändert wird  

 

II. Amtsblatt der EU 

 
ABl L 145 v 31.05.2013, 1 

Richtlinie 2013/14/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 zur Änderung der Richtlinie 
2003/41/EG über die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen Altersvorsorge, der 
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mailto:office@pedell.at
http://www.pedell.at/
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Richtlinie 2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für 
gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) und der Richtlinie 2011/61/EU über die Verwalter alternativer Invest-
mentfonds im Hinblick auf übermäßigen Rückgriff auf Ratings 

 

ABl L 146 v 31.05.2013, 1 

Verordnung (EU) Nr 462/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 zur Änderung der Ver-
ordnung (EG) Nr 1060/2009 über Ratingagenturen 

 

III. Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts 

 

A. Verfassungsgerichtshof 

 

Keine Erkenntnisse im Berichtszeitraum. 

 

B. Verwaltungsgerichtshof 

 

24.04.2013, 2010/03/0100 

EisenbahnG; Abweisung eines Antrags auf Erteilung einer eisenbahnrechtlichen Betriebsbewilligung; aus der Systematik 
des EisenbahnG ergibt sich, dass es sich bei der eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung und bei der eisenbahnrecht-
lichen Betriebsbewilligung um zwei unterschiedliche Bewilligungen handelt; die Behörde hat nicht die Frage eines tole-
rierbaren Restrisikos einer etwaigen Gasexplosion zu beurteilen, sondern inwieweit bei der Flüssiggasabfüllanlage ein 

sicherer Betrieb gewährleistet ist 

 

24.04.2013, 2010/03/0155 

TelekommunikationsG; bei der Entscheidung über eine Zusammenschaltungsstreitigkeit gem §§ 48 und 50 Telekom-

munikationsG ist die Herstellung eines fairen Ausgleichs der berechtigten Interessen der beteiligten Parteien gefordert; der 
Behörde kommt bei der konkreten Ausgestaltung der Zusammenschaltungsbedingungen ein weiter Ermessensspiel-
raum zu 

 

24.04.2013, 2011/03/0143 

KraftfahrlinienG; Abweisung eines Antrags auf Erteilung der Konzession für eine Kraftfahrlinie (Stadtrundfahrt); Vo-
raussetzung der fachlichen Eignung wird durch die Bescheinigung über die Ablegung einer Prüfung vor einer Prüfungs-

kommission nachgewiesen; von anderen MS ausgestellte Bescheinigungen sind anzuerkennen 

 

25.04.2013, 2012/10/0043 

UniversitätsG; Abweisung eines Antrags auf Verleihung der Lehrbefugnis für das Fach „Schnee- und Lawinenkunde“ 
gem § 103 UniversitätsG; belangte Behörde begründete den Bescheid nicht mit ins Einzelne gehenden Darlegungen; Zu-
rückverweisung an die Habilitationskommission  

 

25.04.2013, 2012/10/0087 

Oö. Natur- und LandschaftsschutzG; Auftrag zur Herstellung des projektgemäßen bzw gesetzmäßigen Zustands 

iZm einem Straßenbauprojekt; belangte Behörde hat sich den Schlussfolgerungen des eingeholten Gutachtens ange-
schlossen, ohne sich mit den in fachlich fundierter Weise vorgetragenen gegenteiligen Ausführungen der Bf auseinander-
zusetzen; Auftrag zum Abtragen und Entfernen der Asphaltdecke wurde zu Recht erteilt, da dieser Bereich konsens-

gemäß „nicht versiegelt“ auszuführen gewesen wäre 
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25.04.2013, 2012/10/0096 

Oö. Natur- und LandschaftsschutzG; Antrag auf nachträgliche naturschutzbehördliche Genehmigung einer Hütte; 
Vertrauen auf eine Umwidmung ist kein bei der anzustellenden naturschutzrechtlichen Interessenabwägung zu berück-

sichtigendes öffentliches Interesse an der Verwirklichung des beantragten Projekts 

 

25.04.2013, 2012/10/0118 

Tir NaturschutzG; Abweisung eines Antrags auf Erteilung einer naturschutzbehördlichen Bewilligung zur Errichtung 
eines Wegs; an der Errichtung des weder für einen zeitgemäßen Almbetrieb noch für die Existenzsicherung der Almwirt-
schaft notwendigen Wegs besteht kein die Naturschutzinteressen überwiegendes öffentliches Interesse 

 

30.04.2013, 2010/05/0094 

Oö BauO; Rechtsform der Verwendung und die Frage, wer Benützer ist, spielen für die Qualifikation eines Bauvorha-
bens als „Wohneinheit / Wohnung“ keine Rolle; § 32 Abs 6 Oö. RaumordnungsG stellt nicht nur auf „die private Nutzung 

von Wohnungen bzw Wohneinheiten“ ab  

 

30.04.2013, 2010/05/0159 

BauO für Wien; div Einwendungen der Nachbarn im Baubewilligungsverfahren; Behörde ist nach § 13a AVG nicht ge-

halten, unvertretene Parteien in materiellrechtlicher Hinsicht zu beraten; § 134a BauO für Wien gewährt kein Recht auf 
Einhaltung der Widmungskategorie 

 

30.04.2013, 2011/05/0186 

BauO für Wien; Durchführung einer Sofortmaßnahme um zu verhindern, dass Fassadenputzteile auf den Gehsteig fal-
len; der Verpflichtete kann nicht geltend machen, dass die Kosten ohne Einschreiten der Behörde geringer gewesen 

wären, doch kann er mit substantiierten Darlegungen vorbringen, dass die Kosten unverhältnismäßig hoch sind 

 

30.04.2013, 2013/05/0007 

BauO für Wien; VVG; Auftrag zur Beseitigung eines konsenslos errichteten eingeschossigen Bauwerks; Vollstreckung 
ist während der Anhängigkeit eines Ansuchens um nachträgliche Baubewilligung unzulässig; anhängiges Verfahren bei 
Gericht betreffend die Zustimmung der Miteigentümer ist keine Anhängigkeit iSd Judikatur 

 

16.05.2013, 2012/06/0079 

Ktn BauO; Auftrag zur Herstellung des gesetzmäßigen Zustands hinsichtlich einer konsenslos errichteten Toranlage; 

belangte Behörde setzte sich nicht ausreichend damit auseinander, ob die gegenständliche Toranlage vom Baubewilli-
gungsbescheid aus dem Jahr 1971 mitumfasst ist 

 

16.05.2013, 2012/06/0100 

Bgld BauG; Abweisung eines Antrags auf Erteilung einer Baubewilligung zur Errichtung einer Mobilfunkanlage ohne 

Einholung eines Sachverständigengutachtens und ohne Durchführung einer mündlichen Bauverhandlung; ob ein Bauvor-
haben dem Orts- und Landschaftsbild widerspricht, ist Gegenstand eines Beweises durch SV 

 

16.05.2013, 2012/06/0121 

Tir BauO; div Einwendungen der Nachbarn im Baubewilligungsverfahren; keine Verpflichtung des Verhandlungslei-
ters, den Nachbarn bei der Bauverhandlung zur Erhebung der in Betracht kommenden Einwendungen anzuleiten; Ausfüh-

rungen des SV belegen nachvollziehbar den Einklang des Bauvorhabens mit den Festlegungen im Bebauungsplan 
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16.05.2013, 2012/06/0223 

VermessungsG; keine Begründung hinsichtlich der Parteistellung des Bf im Verfahren betreffend eine Planbescheini-
gung; keine Rechtsmittelbefugnis trotz zuerkannter Parteistellung; fehlende Begründung, ob ein verfahrenseinleitender 

Antrag gestellt wurde, der dem Bf zuzurechnen ist 

 

16.05.2013, 2013/06/0007 

Stmk BauG; Einwendungen eines Nachbarn im Baubewilligungsverfahren; Baugenehmigungsverfahren ist ein Projekt-
genehmigungsverfahren, das sich nur auf das eingereichte, vom ausdrücklichen Antrag des Bauwerbers umfasste Pro-
jekt beziehen kann; Container sind als bauliche Anlage und zwar als Gebäude zu qualifizieren 

 

16.05.2013, 2013/06/0021 

UmweltverträglichkeitsprüfungsG; Beschwerdevorbringen hinsichtlich einer möglichen Befangenheit des Amtssach-
verständigen kann im gegenständlichen Genehmigungsverfahren schon mangels Verletzung subjektiv-öffentlicher 
Rechte der Bf nicht zum Erfolg führen; dass ein ergänzender Bebauungsplan allenfalls eine höhere Bauführung zulässt, 

bedeutet nicht, dass eine solche ausgeführt werden darf, vielmehr ist dafür eine Änderungsgenehmigung erforderlich 

 

IV. Gerichtshof der Europäischen Union 

 
A. Gerichtshof 

 
30.05.2013, Rs C-677/11, Doux Élevage und Coopérative agricole UKL-ARREE 

Art 107 Abs 1 AEUV – Staatliche Beihilfen – Begriff ‚staatliche Mittel‘ – Begriff ‚Zurechenbarkeit zum Staat‘ – Bran-
chenorganisationen des Agrarsektors – Anerkannte Organisationen – Von diesen Organisationen im Interesse der Bran-
che beschlossene gemeinsame Tätigkeiten – Finanzierung durch von diesen Organisationen auf Freiwilligkeitsbasis 
eingeführte Beiträge – Verwaltungsakt, der diese Beiträge für sämtliche Angehörigen der betreffenden Landwirtschafts-

branche für verbindlich erklärt 

 

30.05.2013, Rs C-663/11, Scandic Distilleries 

Vorabentscheidungsersuchen – Richtlinie 92/12/EWG – Verbrauchsteuern – Waren, die in einem Mitgliedstaat in den 
steuerrechtlich freien Verkehr übergeführt wurden, in dem die Verbrauchsteuer entrichtet wurde – Selbige Waren, die in 
einen anderen Mitgliedstaat verbracht wurden, wo die Verbrauchsteuer ebenfalls entrichtet wurde – Antrag auf Erstat-
tung der im ersten Mitgliedstaat entrichteten Verbrauchsteuer – Ablehnung wegen Nichteinreichung des Antrags vor 

dem Versand der Waren – Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht 

 

30.05.2013, Rs C-651/11, X 

Mehrwertsteuer – Sechste Richtlinie 77/388/EWG – Art 5 Abs 8 – Begriff ‚Übertragung des Gesamtvermögens oder 
eines Teilvermögens‘ – Veräußerung von 30 % der Anteile an einer Gesellschaft, für die der Veräußerer mehrwertsteu-
erpflichtige Dienstleistungen erbringt 

 

30.05.2013, Rs C-604/11, Genil 48 und Comercial Hostelera de Grandes Vinos 

Richtlinie 2004/39/EG – Märkte für Finanzinstrumente – Art 19 – Wohlverhaltensregeln bei der Erbringung von Wert-
papierdienstleistungen für Kunden – Anlageberatung – Andere Wertpapierdienstleistungen – Verpflichtung zur Beurtei-
lung der Eignung und Angemessenheit der angebotenen Dienstleistung – Vertragliche Folgen der Nichterfüllung 
dieser Verpflichtung – Wertpapierdienstleistung, die als Teil eines Finanzprodukts angeboten wird – ‚Swaps‘ zum Schutz 

vor Zinsschwankungen bei Finanzprodukten 
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30.05.2013, Rs C-534/11, Arslan 

Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts – Richtlinie 2008/115/EG – Gemeinsame Normen und Verfahren im 
Bereich der Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger – Anwendbarkeit auf Asylbewerber – Möglich-
keit, einen Drittstaatsangehörigen nach der Einreichung eines Asylantrags in Haft zu behalten 

 

30.05.2013, Rs C-528/11, Halaf 

Asyl – Verordnung (EG) Nr 343/2003 – Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaats-
angehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist – Art 3 Abs 2 – Ermessen der Mitgliedstaaten 
– Rolle des Amts des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge – Keine Verpflichtung der Mit-
gliedstaaten, dieses Amt um Stellungnahme zu ersuchen 

 

30.05.2013, Rs C-512/10, Kommission / Polen 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Verkehr – Richtlinie 91/440/EWG – Entwicklung der Eisenbahnunternehmen 
der Gemeinschaft – Richtlinie 2001/14/EG – Zuweisung von Fahrwegkapazität der Eisenbahn – Art 6 Abs 2 und 3 der 
Richtlinie 2001/14 – Anhaltendes Fehlen eines finanziellen Gleichgewichts – Art 6 Abs 1 und Art 7 Abs 3 und 4 der 
Richtlinie 91/440 – Fehlen von Anreizen für den Betreiber der Infrastruktur – Art 7 Abs 3 und Art 8 Abs 1 der Richtlinie 
2001/14 – Berechnung des Entgelts für einen Mindestzugang 

 

30.05.2013, Rs C-488/11, Asbeek Brusse und de Man Garabito 

Richtlinie 93/13/EWG – Missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen – Vertrag über die Vermietung von 
Wohnraum zwischen einem gewerblichen Vermieter und einem zu privaten Zwecken handelnden Mieter – Prüfung 
der Missbräuchlichkeit einer Vertragsklausel durch das nationale Gericht von Amts wegen – Vertragsstrafeklausel – 

Nichtigerklärung der Klausel 

 

30.05.2013, Rs C-397/11, Jőrös 

Richtlinie 93/13/EWG – Missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen – Prüfung der Missbräuchlichkeit einer 
Vertragsklausel durch das nationale Gericht von Amts wegen – Aus der Feststellung der Missbräuchlichkeit der Klau-
sel vom nationalen Gericht zu ziehende Konsequenzen 

 

30.05.2013, Rs C-342/12, Worten 

Verarbeitung personenbezogener Daten – Richtlinie 95/46/EG – Art 2 – Begriff ‚personenbezogene Daten‘ – Art 6 
und 7 – Grundsätze in Bezug auf die Qualität der Daten und die Zulässigkeit der Verarbeitung von Daten – Art 17 – 
Sicherheit der Verarbeitung – Arbeitszeit von Arbeitnehmern – Aufzeichnungen über die Arbeitszeiten – Zugang der für 
die Überwachung der Arbeitsbedingungen zuständigen nationalen Behörde – Verpflichtung des Arbeitgebers, die Auf-
zeichnungen über die Arbeitszeiten so zur Verfügung zu stellen, dass sie unverzüglich eingesehen werden kön-
nen 

 

30.05.2013, Rs C-270/11, Kommission / Schweden  

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Richtlinie 2006/24/EG – Vorratsspeicherung von Daten, die bei der Bereit-
stellung elektronischer Kommunikationsdienste erzeugt oder verarbeitet werden – Urteil des Gerichtshofs, mit dem 

eine Vertragsverletzung festgestellt wird – Nichtdurchführung – Art 260 AEUV – Finanzielle Sanktionen – Verhängung ei-
nes Pauschalbetrags 

 

04.06.2013, Rs C-300/11, ZZ  

Freizügigkeit – Richtlinie 2004/38/EG – Entscheidung, mit der einem Bürger der Europäischen Union die Einreise in das 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aus Gründen der öffentlichen Sicherheit untersagt wird – Art 30 Abs 2 dieser 
Richtlinie – Verpflichtung, dem betroffenen Bürger die Gründe dieser Entscheidung mitzuteilen – Der Sicherheit des 
Staates zuwiderlaufende Offenlegung – Grundrecht auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz  
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06.06.2013, Rs C-648/11, MA ua 

Verordnung (EG) Nr 343/2003 – Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats – Unbegleiteter Minderjähriger – Nachei-
nander in zwei Mitgliedstaaten gestellte Asylanträge – Kein im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats anwesender Fami-
lienangehöriger – Art 6 Abs 2 der Verordnung Nr 343/2003 – Überstellung des Minderjährigen in den Mitgliedstaat, in 
dem er seinen ersten Antrag gestellt hat – Vereinbarkeit – Wohl des Kindes – Art 24 Abs 2 der Charta 

 

06.06.2013, Rs C-536/11, Donau Chemie ua  

Wettbewerb – Akteneinsicht – Gerichtsverfahren betreffend Geldbußen wegen Verstoßes gegen Art 101 AEUV – Dritt-
unternehmen, die eine Schadensersatzklage erheben wollen – Nationale Regelung, die die Akteneinsicht von der Zu-
stimmung aller Parteien des Verfahrens abhängig macht – Effektivitätsgrundsatz 

 

06.06.2013, Rs C-383/10, Kommission / Belgien 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Art 56 AEUV und 63 AEUV – Art 36 und 40 EWR-Abkommen – Steuerrecht – 
Steuerbefreiung, die auf von gebietsansässigen Banken gezahlte Zinsen anwendbar ist, nicht jedoch auf von gebiets-
fremden Banken gezahlte Zinsen 

 

B. Schlussanträge 
 

30.05.2013, Rs C-306/12, Spedition Welter (GA Cruz Villalón) 

Richtlinie 2009/103/EG – Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung – Art 21 Abs 5 – Schadenregulierungsbeauftragter – 
Passive Zustellungsvollmacht für gerichtliche Schriftstücke – Nationale Regelung, die die Wirksamkeit der Zustellung 

vom Vorliegen einer ausdrücklichen Bevollmächtigung des Bevollmächtigten durch den Beklagten abhängig macht – Un-
mittelbare Wirkung – Verpflichtung zur richtlinienkonformen Auslegung – Dreiecksverhältnis bei einer Richtlinie 

 

30.05.2013, Rs C-151/12, Kommission / Spanien (GA Kokott) 

Richtlinie 2000/60/EG – Wasserpolitik der Union – Einstufung und Darstellung des ökologischen Zustands von Ober-
flächengewässern – Einzugsgebiete innerhalb von Autonomen Gemeinschaften – Gesetzgebungskompetenzen des 

Spanischen Zentralstaats – Regelungen in Katalonien 

 

30.05.2013, Rs C-109/12, Laboratoires Lyocentre (GA Sharpston) 

Arzneimittel – Medizinprodukt – CE-Kennzeichnung – Einstufung von Erzeugnissen – Verfahren  

 

30.05.2013, Rs C-85/12, LBI (anciennement Landsbanki Islands) (GA Cruz Villalón) 

Niederlassungsfreiheit – Kreditinstitute – Richtlinie 2001/24/EG – Voraussetzungen für den Erlass von Maßnahmen zur 
Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten – Behörden, die für den Erlass dieser Maßnahmen zuständig sind – 
Einzelfallgesetz – Gleichbehandlung – Gerichtlicher Rechtsschutz – Lex fori – Lex concursus 

 

30.05.2013, Rs C-58/12 P, Groupe Gascogne / Kommission (GA Sharpston) 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Kartell – Branche der Industriesäcke aus Kunststoff – Geldbußen – Durch das Gericht 
begangene Verletzung des Grundrechts auf ein faires Verfahren innerhalb angemessener Frist  

 

30.05.2013, Rs C-50/12 P, Kendrion / Kommission (GA Sharpston) 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Branche der Industriesäcke aus Kunststoff – Geldbußen – Durch das Gericht begangene 
Verletzung des Grundrechts auf ein faires Verfahren innerhalb angemessener Frist 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62011CJ0648:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62011CJ0536:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62010CJ0383:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0306:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0306:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0151:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0151:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0109:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0109:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0085:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0085:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0058:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0058:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0050:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0050:DE:HTML


30.05.2013, Rs C-40/12 P, Gascogne Sack Deutschland (anciennement Sachsa Verpackung) / Kommission (GA 
Sharpston) 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Kartell – Branche der Industriesäcke aus Kunststoff – Geldbußen – Durch das Gericht 
begangene Verletzung des Grundrechts auf ein faires Verfahren innerhalb angemessener Frist  

 

06.06.2013, Rs C-276/12, Sabou (GA Kokott) 

Steuerrecht – Verfahren – Amtshilfe zwischen den Mitgliedstaaten im Bereich der direkten Steuern – Richtlinie 
77/799/EWG – Auskunft auf Ersuchen – Verfahrensrechte des Steuerpflichtigen 

 

C. Gericht 
 
30.05.2013, verb Rs T-454/10 und T-482/11, Anicav / Kommission 

Landwirtschaft – Gemeinsame Marktorganisation – Beihilfe im Sektor Obst und Gemüse – Nichtigkeitsklage – Unmit-
telbare Betroffenheit – Zulässigkeit – Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse – Betriebsfonds und operationel-
le Programme – Finanzierung ‚nicht wirklicher Verarbeitungstätigkeiten‘ 

 

30.05.2013, Rs T-396/11, ultra air / OHMI - Donaldson Filtration Deutschland (ultrafilter international) 

Gemeinschaftsmarke – Nichtigkeitsverfahren – Gemeinschaftswortmarke ultrafilter international – Absolutes Ein-
tragungshindernis – Art 52 Abs 1 Buchst a der Verordnung (EG) Nr 207/2009 – Rechtsmissbrauch 

 

05.06.2013, Rs T-65/11, Recombined Dairy System / Kommission 

Zollunion – Einfuhr von Lactoglobulinkonzentraten aus Neuseeland – Nacherhebung von Eingangsabgaben – An-

trag auf Erlass von Einfuhrabgaben – Art 220 Abs 2 Buchst b und Art 236 der Verordnung (EWG) Nr 2913/92 

 

06.06.2013, Rs T-279/11, T & L Sugars und Sidul Açúcares / Kommission 

Landwirtschaft – Sondermaßnahmen für das Inverkehrbringen von Nichtquotenzucker auf dem Markt der Europäi-
schen Union und zur Eröffnung eines Zollkontingents – Nichtigkeitsklage – Rechtsakt mit Verordnungscharakter, der 
Durchführungsmaßnahmen nach sich zieht – Fehlende individuelle Betroffenheit – Unzulässigkeit – Schadensersatz-

klage 

 

06.06.2013, Rs T-68/11, Kastenholz / OHMI - Qwatchme (Cadrans de montre) 

Gemeinschaftsgeschmacksmuster – Nichtigkeitsverfahren – Gemeinschaftsgeschmacksmuster, das Uhrenzifferblätter 
wiedergibt – Nicht eingetragene ältere Geschmacksmuster – Nichtigkeitsgrund – Neuheit – Art 4, 5 und 25 Abs 1 
Buchst b der Verordnung (EG) Nr 6/2002 – Eigenart – Unterschiedlicher Gesamteindruck – Art 4, 6 und 25 Abs 1 

Buchst b der Verordnung Nr 6/2002 – Älteres Urheberrecht – Art 25 Abs 1 Buchst f der Verordnung Nr 6/2002 

 

V. Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

 
06.06.2013, Beschwerde Nr. 2283/12, Mohammed / Österreich 

Verletzung von Art 13 (Recht auf wirksame Beschwerde) iVm Art 3 EMRK (Verbot der Folter); Zurückweisung des Asylan-
trages eines sudanesischen Staatsbürgers wegen Unzuständigkeit aufgrund der Dublin-VO und Ausweisung nach Un-
garn; Folgeantrag keine wirksame Beschwerdemöglichkeit gegen Abschiebung im Falle des Hinzutretens von Umstän-

den, die eine Verletzung von Art 3 EMRK begründen, zwischen Zeitpunkt der Entscheidung über Erstantrag und Zeitpunkt 
der Abschiebung; dem Bf wurde damit kein Schutz gegen die Abschiebung nach Ungarn trotz vertretbarer Behauptung ei-
ner erst nach der Entscheidung über den Erstantrag relevierten Verletzung von Art 3 EMRK gewährt; im Ergebnis aber 
keine Verletzung von Art 3 EMRK im Falle einer Abschiebung nach Ungarn 

 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0040:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0040:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62012CC0276:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62010TJ0454:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62010TJ0454:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62011TJ0396:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62011TJ0396:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62011TJ0065:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62011TJ0279:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62011TJ0068:DE:HTML
http://hudoc.echr.coe.int/sites/eng/pages/search.aspx?i=001-120073
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Disclaimer 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institu-

te, Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharak-

ter“ sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der 
Institute, Aktualität und Relevanz. 

Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Aus-

wahl nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, Energierecht, Gewerbe-

recht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, Verwaltungs-
strafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 

Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 

AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 

Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz.  
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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